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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 4 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Umfang der Allgemeinen Sozialversicherung Umfang der Allgemeinen Sozialversicherung 

§ 2. (1) unverändert. § 2. (1) unverändert. 

(2) Für die nachstehend bezeichneten Sonderversicherungen gelten die 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes nur so weit, als dies in den Vorschriften über 
diese Sonderversicherungen oder in diesem Bundesgesetz angeordnet ist: 

(2) Für die nachstehend bezeichneten Sonderversicherungen gelten die 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes nur so weit, als dies in den Vorschriften über 
diese Sonderversicherungen oder in diesem Bundesgesetz angeordnet ist: 

 1. bis 12. unverändert.  1. bis 12. unverändert. 

 15. Pensionsversicherung für das Notariat.  15. Aufgehoben. 

Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind – unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind – unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 

 1. bis 7. unverändert.  1. bis 7. unverändert. 

 8. Notariatskandidaten im Sinne des Notarversicherungsgesetzes 1972, 
hinsichtlich einer Beschäftigung, welche die Pensionsversicherung für das 
Notariat begründet, sowie Rechtsanwaltsanwärter; 

 8. Notariatskandidaten/Notariatskandidatinnen hinsichtlich einer 
Beschäftigung, welche die Einbeziehung in die Versorgung nach dem 
Notarversorgungsgesetz begründet, sowie Rechtsanwaltsanwärter/innen; 

 10. bis 16. unverändert.  10. bis 16. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Weiterversicherung in der Pensionsversicherung Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 17. (1) Personen, die § 17. (1) Personen, die 

 1. a) aus der Pflichtversicherung oder der Selbstversicherung gemäß § 16a nach 
diesem Bundesgesetz oder aus einer nach früherer gesetzlicher Regelung 
ihr entsprechenden Pensions(Renten)versicherung oder aus der 
Pensionsversicherung für das Notariat ausgeschieden sind oder 
ausscheiden und die 

 1. a) aus der Pflichtversicherung oder der Selbstversicherung 
gemäß § 16a nach diesem Bundesgesetz oder aus einer nach 
früherer gesetzlicher Regelung ihr entsprechenden 
Pensions(Renten)versicherung oder aus der 
Pensionsversorgung für das Notariat ausgeschieden sind 
oder ausscheiden und die 

 b) unverändert.  b) unverändert. 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

können sich in der Pensionsversicherung weiterversichern, solange sie nicht in können sich in der Pensionsversicherung weiterversichern, solange sie nicht in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einer gesetzlichen Pensionsversicherung pflichtversichert sind oder einen 
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine laufende Leistung aus einer 
eigenen gesetzlichen Pensionsversicherung haben. 

einer gesetzlichen Pensionsversicherung pflichtversichert sind oder einen 
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine laufende Leistung aus einer 
eigenen gesetzlichen Pensionsversicherung haben. 

(2) Die Weiterversicherung nach diesem Bundesgesetz ist nur für Personen 
zulässig, die zuletzt in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz oder 
nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 versichert waren. 

(2) Die Weiterversicherung nach diesem Bundesgesetz ist nur für Personen 
zulässig, die zuletzt in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
versichert oder in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz einbezogen 
waren. 

(3) bis (9) unverändert. (3) bis (9) unverändert. 

Durchführung des ELSY Durchführung des ELSY 

§ 31b. (1) und (2) unverändert. § 31b. (1) und (2) unverändert. 

(2a) Bei den Kosten für die Finanzierung einer Gesellschaft nach Abs. 2 ist 
zwischen Errichtungskosten, Entwicklungskosten und laufenden Betriebskosten zu 
unterscheiden. Die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates ist von der 
Beteiligung an der Tragung der laufenden Betriebskosten sowie künftiger 
Entwicklungskosten ausgenommen. 

(2a) Aufgehoben. 

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Anspruchsberechtigung für Angehörige Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 123. (1) bis (8) unverändert. § 123. (1) bis (8) unverändert. 

(9) Eine im Abs. 2 Z 1 sowie Abs. 7, 7a, 7b und 8 genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

(9) Eine im Abs. 2 Z 1 sowie Abs. 7, 7a, 7b und 8 genannte Person gilt nur 
als Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

 a) bis d) unverändert.  a) bis d) unverändert. 
 e) der Versicherungspflicht gemäß § 3 des 

Notarversicherungsgesetzes 1972 unterliegt oder eine 
Pension nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 bezieht 
oder 

 e) in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz 
einbezogen ist oder eine Pension nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 oder dem 
Notarversorgungsgesetz bezieht oder 

 f) unverändert.  f) unverändert. 

(10) und (11) unverändert. (10) und (11) unverändert. 

Beitragsgrundlage in normalen Fällen Beitragsgrundlage in normalen Fällen 

§ 243. (1) Beitragsgrundlage ist § 243. (1) Beitragsgrundlage ist 

 1. für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 1 und 2 die allgemeine 
Beitragsgrundlage nach den §§ 44 bis 47, für Beitragszeiten nach § 225 
Abs. 1 Z 3 die Beitragsgrundlage nach § 76a oder § 76b, für die 

 1. für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 1 und 2 die allgemeine 
Beitragsgrundlage nach den §§ 44 bis 47, für Beitragszeiten nach § 225 
Abs. 1 Z 3 die Beitragsgrundlage nach § 76a oder § 76b, für die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 4 das Entgelt, auf das der 
Dienstnehmer im pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis jeweils 
Anspruch hatte, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz 
die für die Ermittlung des besonderen Pensionsbeitrages maßgebende 
Beitragsgrundlage, für die Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 6 in den 
Fällen des § 314 Abs. 4 ein Betrag in der Höhe des in der betreffenden 
Zeit üblichen Arbeitsverdienstes eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten, in den Fällen des § 314a Abs. 5 der danach als Entgelt 
geltende Betrag, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 7 die 
Beitragsgrundlage gemäß § 12 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes bzw. die 
der Bemessung der Pensionsbeiträge gemäß den §§ 12, 19a oder 23g des 
Bezügegesetzes zugrundeliegenden Bezüge, soweit hiefür gemäß § 49h 
Abs. 3 des Bezügegesetzes ein Überweisungsbetrag geleistet worden ist, 
für Beitragszeiten in der Versicherung der unständig beschäftigten 
Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft die Beitragsgrundlage nach 
§ 470 Abs. 3 , für gemäß § 96 des Notarversicherungsgesetzes 1972 als 
Beitragszeiten nach § 225 geltende Zeiten die für die Ermittlung des 
Überweisungsbetrages nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 
maßgebende Beitragsgrundlage; 

Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 4 das Entgelt, auf das der 
Dienstnehmer im pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis jeweils 
Anspruch hatte, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz 
die für die Ermittlung des besonderen Pensionsbeitrages maßgebende 
Beitragsgrundlage, für die Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 6 in den 
Fällen des § 314 Abs. 4 ein Betrag in der Höhe des in der betreffenden 
Zeit üblichen Arbeitsverdienstes eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten, in den Fällen des § 314a Abs. 5 der danach als Entgelt 
geltende Betrag, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 7 die 
Beitragsgrundlage gemäß § 12 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes bzw. die 
der Bemessung der Pensionsbeiträge gemäß den §§ 12, 19a oder 23g des 
Bezügegesetzes zugrundeliegenden Bezüge, soweit hiefür gemäß § 49h 
Abs. 3 des Bezügegesetzes ein Überweisungsbetrag geleistet worden ist, 
für Beitragszeiten in der Versicherung der unständig beschäftigten 
Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft die Beitragsgrundlage nach 
§ 470 Abs. 3, für nach § 108 des Notarversorgungsgesetzes als 
Beitragszeiten nach § 225 geltende Zeiten die für die Ermittlung des 
Überweisungsbetrages nach dem Notarversorgungsgesetz; 

 2. für vor dem 1. Jänner 1956 gelegene Beitragszeiten  2. für vor dem 1. Jänner 1956 gelegene Beitragszeiten 
 a) bis g) unverändert.  a) bis g) unverändert. 
  h) gemäß § 96 des Notarversicherungsgesetzes 1972 als 

Beitragszeiten nach § 226 geltende Zeiten die für die 
Ermittlung des Überweisungsbetrages nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 maßgebende 
Beitragsgrundlage; 

 h) nach § 96 Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 
31. Dezember 2019 geltenden Fassung als Beitragszeiten 
nach § 226 geltende Zeiten die für die Ermittlung des 
Überweisungsbetrages nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung maßgebende Beitragsgrundlage; 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Trägerkonferenz Trägerkonferenz 

§ 441a. (1) Die Trägerkonferenz besteht § 441a. (1) Die Trägerkonferenz besteht 

 1. aus den Obmännern/Obfrauen und ihren ersten 
Stellvertretern/Stellvertreterinnen 

 1. aus den Obmännern/Obfrauen und ihren ersten 
Stellvertretern/Stellvertreterinnen 

 a) bis g) unverändert.  a) bis g) unverändert. 
 h) der Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates und  h) Aufgehoben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 i) unverändert.  i) unverändert. 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

Für jeden Obmann/jede Obfrau und für jeden ersten Stellvertreter/jede erste 
Stellvertreterin ist vom Vorstand des jeweiligen Versicherungsträgers ein 
Stellvertreter/eine Stellvertreterin zu entsenden, der/die von jener Gruppe der 
VersicherungsvertreterInnen im Vorstand zu wählen ist, der der/die zu Vertretende 
angehört. Für jeden Seniorenvertreter/jede Seniorenvertreterin ist von den in 
Betracht kommenden Seniorenorganisationen je ein Stellvertreter/eine 
Stellvertreterin zu entsenden. 

Für jeden Obmann/jede Obfrau und für jeden ersten Stellvertreter/jede erste 
Stellvertreterin ist vom Vorstand des jeweiligen Versicherungsträgers ein 
Stellvertreter/eine Stellvertreterin zu entsenden, der/die von jener Gruppe der 
VersicherungsvertreterInnen im Vorstand zu wählen ist, der der/die zu Vertretende 
angehört. Für jeden Seniorenvertreter/jede Seniorenvertreterin ist von den in 
Betracht kommenden Seniorenorganisationen je ein Stellvertreter/eine 
Stellvertreterin zu entsenden. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Verbandsvorstand Verbandsvorstand 

§ 441b. (1) Der Verbandsvorstand besteht aus zwölf Mitgliedern, die von der 
Trägerkonferenz auf der Grundlage der nach Abs. 2 vorgelegten Vorschläge für 
vier Jahre entsendet werden; hiebei hat eine Hälfte der 
Verbandsvorstandsmitglieder der Gruppe der DienstgeberInnen, die andere Hälfte 
der Gruppe der DienstnehmerInnen anzugehören; die VersicherungsvertreterInnen 
der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und der Versicherungsanstalt des 
österreichischen Notariates sind der Gruppe der DienstgeberInnen, das von der 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst vorzuschlagende Mitglied ist der Gruppe der 
DienstnehmerInnen zuzurechnen. Wiederholte Entsendungen sind zulässig. Für 
jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu entsenden, das derselben Gruppe wie 
der/die zu Vertretende anzugehören hat. Wird in den Vorschlägen nach Abs. 2 eine 
wahlwerbende Fraktion nach Abs. 3 nicht berücksichtigt, die in mehr als einem 
Drittel aller Generalversammlungen der Versicherungsträger nach § 441a Abs. 1 
Z 1 lit. a bis d und i – jeweils in der Gruppe der DienstnehmerInnen oder in der 
Gruppe der DienstgeberInnen – vertreten ist, so hat die betreffende Fraktion 
jeweils ein weiteres Mitglied in den Verbandsvorstand zu entsenden; diesem 
Mitglied kommt kein Stimmrecht zu. 

§ 441b. (1) Der Verbandsvorstand besteht aus zwölf Mitgliedern, die von der 
Trägerkonferenz auf der Grundlage der nach Abs. 2 vorgelegten Vorschläge für 
vier Jahre entsendet werden; hiebei hat eine Hälfte der 
Verbandsvorstandsmitglieder der Gruppe der DienstgeberInnen, die andere Hälfte 
der Gruppe der DienstnehmerInnen anzugehören; die VersicherungsvertreterInnen 
der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern sind der Gruppe der DienstgeberInnen, das 
von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst vorzuschlagende Mitglied ist der 
Gruppe der DienstnehmerInnen zuzurechnen. Wiederholte Entsendungen sind 
zulässig. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu entsenden, das derselben 
Gruppe wie der/die zu Vertretende anzugehören hat. Wird in den Vorschlägen 
nach Abs. 2 eine wahlwerbende Fraktion nach Abs. 3 nicht berücksichtigt, die in 
mehr als einem Drittel aller Generalversammlungen der Versicherungsträger nach 
§ 441a Abs. 1 Z 1 lit. a bis d und i – jeweils in der Gruppe der DienstnehmerInnen 
oder in der Gruppe der DienstgeberInnen – vertreten ist, so hat die betreffende 
Fraktion jeweils ein weiteres Mitglied in den Verbandsvorstand zu entsenden; 
diesem Mitglied kommt kein Stimmrecht zu. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 718. (1) Die §§ 5 Abs. 1 Z 8, 17 Abs. 1 Z 1a und Abs. 2, 31b Abs. 2a, 123 
Abs. 9 lit. e, 243 Abs. 1 Z 1 und Z 2 lit. h sowie 441b Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (2) Die §§ 2 Abs. 2 Z 15 und 441a Abs. 1 Z 1 lit. h treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2019 außer Kraft. 

Artikel 5 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

§ 4. (1) und (2) unverändert. § 4. (1) und (2) unverändert. 

(3) Von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung sind überdies 
ausgenommen: 

(3) Von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung sind überdies 
ausgenommen: 

 2. Personen, die auf Grund der die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründenden Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz unterliegen, für die Dauer dieser 
Pflichtversicherung, Personen, die auf Grund einer solchen 
Pflichtversicherung Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld aus der 
Krankenversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines 
Versicherungsträgers Anstaltspflege erhalten oder in einem Kurheim oder 
in einer Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder Anspruch auf 
Ersatz der Pflegegebühren gemäß § 131 oder § 150 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes einem Versicherungsträger gegenüber haben, 
ferner Personen, die der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 unterliegen, für die Dauer der 
Pflichtversicherung; 

 2. Personen, die auf Grund der die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründenden Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz unterliegen, für die Dauer dieser 
Pflichtversicherung, Personen, die auf Grund einer solchen 
Pflichtversicherung Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld aus der 
Krankenversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines 
Versicherungsträgers Anstaltspflege erhalten oder in einem Kurheim oder 
in einer Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder Anspruch auf 
Ersatz der Pflegegebühren gemäß § 131 oder § 150 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes einem Versicherungsträger gegenüber haben, 
ferner Personen, die der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung unterliegen oder die in die Versorgung nach dem 
Notarversorgungsgesetz einbezogen sind, für die Dauer dieser 
Pflichtversicherung oder Einbeziehung; 

 4. unverändert.  4. unverändert. 

Selbstversicherung in der Krankenversicherung Selbstversicherung in der Krankenversicherung 

§ 14a. (1) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung gemäß § 5 von der Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung 

§ 14a. (1) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung gemäß § 5 von der Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen Erwerbstätigkeit  2. ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine nicht die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
begründende Pension nach diesem Bundesgesetz, dem FSVG oder dem 
NVG 1972 und/oder eine Alters-, Berufsunfähigkeits- oder 
Todesversorgungsleistung aus einer Einrichtung ihrer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung beziehen, können sich auf Antrag in der 
Krankenversicherung selbstversichern. Dies gilt auch für Bezieher einer 
Hinterbliebenenpension bzw. einer Hinterbliebenenversorgungsleistung. 

Erwerbstätigkeit eine nicht die Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung begründende Pension nach diesem Bundesgesetz, 
dem FSVG, dem Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung oder dem Notarversorgungsgesetz und/oder eine 
Alters-, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung aus einer 
Einrichtung ihrer gesetzlichen beruflichen Vertretung beziehen, können 
sich auf Antrag in der Krankenversicherung selbstversichern. Dies gilt 
auch für Bezieher einer Hinterbliebenenpension bzw. einer 
Hinterbliebenenversorgungsleistung. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

(5) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung nach § 5 von der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen Erwerbstätigkeit eine 
nicht die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung begründende Pension 
nach diesem Bundesgesetz, dem FSVG oder dem NVG 1972 und/oder eine Alters-
, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung aus einer Einrichtung ihrer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung beziehen und die Erwerbstätigkeit, die die 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach § 14b Abs. 2 begründet hat, 
aufgegeben haben, sind in der Krankenversicherung selbstversichert, wenn sie 
nicht einer Krankenvorsorgeeinrichtung ihrer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
beigetreten sind. 

(5) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung nach § 5 von der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen Erwerbstätigkeit eine 
nicht die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung begründende Pension 
nach diesem Bundesgesetz, dem FSVG, dem Notarversicherungsgesetz 1972 in 
der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung oder dem Notarversorgungsgesetz 
und/oder eine Alters-, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung aus 
einer Einrichtung ihrer gesetzlichen beruflichen Vertretung beziehen und die 
Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach 
§ 14b Abs. 2 begründet hat, aufgegeben haben, sind in der Krankenversicherung 
selbstversichert, wenn sie nicht einer Krankenvorsorgeeinrichtung ihrer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung beigetreten sind. 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung trotz Ausnahme für die 
Berufsgruppen gemäß § 5 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung trotz Ausnahme für die 
Berufsgruppen gemäß § 5 

§ 14b. (1) unverändert. § 14b. (1) unverändert. 

(2) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung gemäß § 5 von der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen Erwerbstätigkeit eine 
nicht die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung begründende Pension 
nach diesem Bundesgesetz, dem FSVG oder dem NVG 1972 und/oder eine Alters-
, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung aus einer Einrichtung ihrer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung beziehen, sind dann auf Grund dieser Pension 
und/oder Alters-, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung in der 
Krankenversicherung pflichtversichert, wenn sie eine Erwerbstätigkeit, die die 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung begründet, ausüben und sie nicht 

(2) Personen, die auf Grund eines Antrages ihrer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung gemäß § 5 von der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
ausgenommen waren und auf Grund einer freiberuflichen Erwerbstätigkeit eine 
nicht die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung begründende Pension 
nach diesem Bundesgesetz, dem FSVG, dem Notarversicherungsgesetz 1972 in 
der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung oder dem Notarversorgungsgesetz 
und/oder eine Alters-, Berufsunfähigkeits- oder Todesversorgungsleistung aus 
einer Einrichtung ihrer gesetzlichen beruflichen Vertretung beziehen, sind dann 
auf Grund dieser Pension und/oder Alters-, Berufsunfähigkeits- oder 
Todesversorgungsleistung in der Krankenversicherung pflichtversichert, wenn sie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einer Krankenvorsorgeeinrichtung ihrer gesetzlichen beruflichen Vertretung 
unterliegen. Dies gilt auch für Bezieher einer Hinterbliebenenpension bzw. einer 
Hinterbliebenenversorgungsleistung. 

eine Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
begründet, ausüben und sie nicht einer Krankenvorsorgeeinrichtung ihrer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung unterliegen. Dies gilt auch für Bezieher einer 
Hinterbliebenenpension bzw. einer Hinterbliebenenversorgungsleistung. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Anspruchsberechtigung für Angehörige Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 83. (1) bis (5) unverändert. § 83. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Eine im Abs. 2 Z 1, Abs. 8 und 8a genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

(6) Eine im Abs. 2 Z 1, Abs. 8 und 8a genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

 a) bis d) unverändert.  a) bis d) unverändert. 
 e) der Versicherungspflicht gemäß § 3 des 

Notarversicherungsgesetzes 1972 unterliegt oder eine 
Pension nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 bezieht 
oder 

 e) in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz 
einbezogen ist oder eine Pension nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung oder dem 
Notarversorgungsgesetz bezieht oder 

 f) unverändert.  f) unverändert. 

(7) bis (10) unverändert. (7) bis (10) unverändert. 

Aufsichtsbehörde Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) und (1a) unverändert. § 220. (1) und (1a) unverändert. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann bestimmte 
Bedienstete ihres Bundesministeriums mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz kann zu den Sitzungen der 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
Interessen in Angelegenheiten, die in seinen Wirkungsbereich fallen, entsenden. 
Der Bundesminister für Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper 
des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung 
der Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertretern) sind 
Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten 
Funktionsgebühr (§ 197 Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des 
Vorsitzenden) der Kontrollversammlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers 
entspricht. Bei mehrfacher Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Bauern-

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann bestimmte 
Bedienstete ihres Bundesministeriums mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz kann zu den Sitzungen der 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
Interessen in Angelegenheiten, die in seinen Wirkungsbereich fallen, entsenden. 
Der Bundesminister für Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper 
des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung 
der Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertretern) sind 
Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten 
Funktionsgebühr (§ 197 Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des 
Vorsitzenden) der Kontrollversammlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers 
entspricht. Bei mehrfacher Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Bauern-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
oder dem Notarversicherungsgesetz 1972 gebührt nur eine, und zwar die jeweils 
höhere Aufwandsentschädigung. 

Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz oder dem Notarversorgungsgesetz gebührt nur eine, 
und zwar die jeweils höhere Aufwandsentschädigung. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 373. Die §§ 4 Abs. 3 Z 2, 14a Abs. 1 und 5, 14b Abs. 2, 83 Abs. 6 lit. e und 
220 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft 

Artikel 6 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

§ 5. (1) und (2) unverändert. § 5. (1) und (2) unverändert. 

(3) Von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung sind überdies 
Personen ausgenommen, die der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 unterliegen, für die Dauer dieser 
Pflichtversicherung. 

(3) Von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung sind überdies 
Personen ausgenommen, die der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 2019 geltenden 
Fassung unterliegen oder die in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz 
einbezogen sind, für die Dauer dieser Pflichtversicherung oder Einbeziehung. 

Anspruchsberechtigung für Angehörige Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 78. (1) bis (5) unverändert. § 78. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Eine im Abs. 2 Z 1, Abs. 6a, 6b und 7 genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

(6) Eine im Abs. 2 Z 1, Abs. 6a, 6b und 7 genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

 a) bis d) unverändert.  a) bis d) unverändert. 
 e) der Versicherungspflicht gemäß § 3 des 

Notarversicherungsgesetzes 1972 unterliegt oder eine 
Pension nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 bezieht 
oder 

 e) in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz 
einbezogen ist oder eine Pension nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung oder dem 
Notarversorgungsgesetz bezieht oder 

 f) unverändert.  f) unverändert. 

(6a) bis (10) unverändert. (6a) bis (10) unverändert. 

Aufsichtsbehörde Aufsichtsbehörde 

§ 208. (1) und (1a) unverändert. § 208. (1) und (1a) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann bestimmte 
Bedienstete ihres Bundesministeriums mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz kann zu den Sitzungen der 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
Interessen in Angelegenheiten, die in seinen Wirkungsbereich fallen, entsenden. 
Der Bundesminister für Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper 
des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung 
der Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertretern) sind 
Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten 
Funktionsgebühr (§ 185 Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des 
Vorsitzenden) der Kontrollversammlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers 
entspricht. Bei mehrfacher Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
oder dem Notarversicherungsgesetz 1972 gebührt nur eine, und zwar die jeweils 
höhere Aufwandsentschädigung. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann bestimmte 
Bedienstete ihres Bundesministeriums mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz kann zu den Sitzungen der 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der 
Interessen in Angelegenheiten, die in seinen Wirkungsbereich fallen, entsenden. 
Der Bundesminister für Finanzen kann zu den Sitzungen der Verwaltungskörper 
des Versicherungsträgers einen Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes entsenden. Den mit der Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung 
der Interessen des Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertretern) sind 
Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten 
Funktionsgebühr (§ 185 Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des 
Vorsitzenden) der Kontrollversammlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers 
entspricht. Bei mehrfacher Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz oder dem Notarversorgungsgesetz gebührt nur eine, 
und zwar die jeweils höhere Aufwandsentschädigung. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 366. Die §§ 5 Abs. 3, 78 Abs. 6 lit. e und 208 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 7 

Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Anspruchsberechtigung der Angehörigen Anspruchsberechtigung der Angehörigen 

§ 56. (1) bis (8) unverändert. § 56. (1) bis (8) unverändert. 

(9) Eine im Abs. 2 Z 1 und Abs. 6 bis 8 genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

(9) Eine im Abs. 2 Z 1 und Abs. 6 bis 8 genannte Person gilt nur als 
Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person handelt, die 

 a) bis d) unverändert.  a) bis d) unverändert. 
 e) der Versicherungspflicht gemäß § 3 des 

Notarversicherungsgesetzes 1972 unterliegt oder eine 
Pension nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 bezieht 
oder 

 e) in die Versorgung nach dem Notarversorgungsgesetz 
einbezogen ist oder eine Pension nach dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung oder dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Notarversorgungsgesetz bezieht oder 

 f) unverändert.  f) unverändert. 

(10) und (11) unverändert. (10) und (11) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 7 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 255. § 56 Abs. 9 lit. e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2018 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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